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REZENSIONEN

Der Titel greift den Vorspruch zur 
Reichsverfassung von 1871 auf: „Seine 
Majestät der König von Preußen […] und 
Seine Königliche Hoheit der Großher-
zog von Hessen […] schließen einen ewi-
gen Bund. […] Dieser Bund wird den 
Namen Deutsches Reich führen […].“ 
Der Untertitel „Eine neue Geschichte 
des Deutschen Kaiserreichs“ weist auf 
die Zielrichtung des Autors hin, von 
1871 bis 1918 die Wandlung der Verfas-
sungswirklichkeit von einem föderalen 
Bund in eine unitarische Monarchie 
darzustellen, mit einer vom „Verfas-
sungsvater“ Bismarck nicht vorgesehe-
nen, ja unerwünschten, gewissermaßen 
schleichenden Parlamentarisierung. So 
wurde Bismarcks Versuch, per Verfas-
sung den historischen Augenblick fest-
zubannen, als er den monarchischen 
Gedanken (Kaisertum plus Fürsten-
bund) mit dem der nationalen, klein-
deutschen Einheit und dem der Volksre-
präsentanz (allgemeines Wahlrecht für 
den Reichstag) zusammenfügen konnte, 
von der Dynamik der Zeit überholt.

Dabei erwies sich der Fürstenbund 
in seiner institutionellen Ausprägung im 
Bundesrat als nicht viel mehr als eine 
Gründungslegende. Denn schon Kaiser 
Wilhelm I. (1871-1888) wurde vom 
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„primus inter pares“ zum „Reichsmon-
archen“. Der Reichskanzler schuf im 
Laufe der Jahre mehrere Reichsministe-
rien, über die er die Kontrolle behielt. So 
entstand eine leistungsfähige Reichsre-
gierung, von der in dieser Ausformung 
die Verfassung eigentlich gänzlich 
schwieg, und an deren Projekten sich 
der Reichstag je länger, desto einfluss-
reicher abarbeitete. Da dieser aber nur 
als Konzession an den Liberalismus im 
damaligen Zeitgeist gedacht gewesen 
war, kooperierten Kanzler und Reichs-
regierung mit dem Bundesrat, indem sie 
dessen Berechtigung zur Einbringung 
von Gesetzen vielfältig manipulierten, 
ausgehend von dem Übergewicht, das 
Preußen als mit Abstand größter Bun-
desstaat in diesem Gremium hatte. So 
konnte sich die Reichsregierung hinter 
diesem föderalen Organ verschanzen, 
wenn es Gesetzesvorschläge im Reichs-
tag einbrachte, dem zweiten der verfas-
sungsmäßig vorgesehenen Organe der 
Gesetzgebung. 

Reichskanzler mit Reichsregierung, 
Kaiser, Reichstag und Bundesrat bilde-
ten mit wechselndem Gewicht ein poli-
tisches Geflecht, das desto variabler 
wurde, je weniger eindeutig seine Akti-
vitäten unter den Text der Verfassung zu 
subsumieren waren. Und einen Verfas-
sungsgerichtshof, der die Rechtsräume 
der einzelnen Organe des Reiches ver-
bindlich hätte definieren können, gab es 
nicht. 

Da das Reich als Bund der deutschen 
Fürsten angesehen wurde, entsprach es 
dem amtlich hochgehaltenen monarchi-
schen Gedanken, dass diese Monarchen 
den Bund theoretisch auch verlassen 
oder ihn auflösen und dann, eventuell 
mit anderer Verfassung, neu gründen 
könnten. Das demonstrierte Bismarck 
1880 angesichts des nicht besonders 
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wichtigen Falles, als Preußen die beiden 
Hamburger Stadtteile Altona und St. 
Pauli in das deutsche Zollgebiet aufneh-
men wollte – denn Hamburg hatte sich 
in einer Sonderabmachung das Recht 
auf einen Freihafen gesichert. Als die 
Verhandlungen zu diesem Streitpunkt 
im Bundesrat nicht so liefen, wie es Bis-
marck wünschte, drohte der Reichs-
kanzler tatsächlich damit, Preußen wer-
de den Bund verlassen. Und als die 
Reichstagswahlen vom Februar 1890 
die bismarcktreue Mehrheit zur Min-
derheit gemacht hatten, schlug der 
Kanzler im preußischen Staatsministeri-
um vor, die Fürsten und die Senate der 
freien Reichsstädte könnten doch „den 
Beschluss fassen, von dem gemein-
schaftlichen Vertrage allseitig zurückzu-
treten“. Damit wäre die Verfassung erle-
digt gewesen, und mit ihr auch der wi-
derspenstige Reichstag. 

„Parlamentarisierung“ war für Bun-
desrat und Reichskanzler ein rotes Tuch. 
Und doch waren die Nachfolger Bis-
marcks immer wieder darauf angewie-
sen, die Mehrheitsverhältnisse im 
Reichstag zu berücksichtigen, nicht aus 
verfassungsrechtlicher Verpflichtung, 
sondern weil das, 1871 noch nicht in 
den Blick gekommene, Zeitalter der 
Massendemokratie, der mächtigen öf-
fentlichen Meinung und der Interessen-
verbände heraufzog. Darin wuchsen 
zwei Parteien heran, die Konservativis-
mus und Liberalismus nicht als Mar-
kenkern besaßen: das katholisch-kon-
fessionell orientierte „Zentrum“ und die 
Sozialdemokratie.

Dieser dynamische Prozess, im Pris-
ma des Verfassungslebens des Kaiser-
reichs gebrochen, wobei die Darstellung 
zwischen Geschichtsschreibung, Staats-
recht und Politologie angesiedelt ist, 
wird so akribisch nachgezeichnet, dass 

die Lektüre gesammelte Konzentration 
erfordert, auch wenn dem Autor durch-
weg ein flüssiger, transparenter Stil in 
geordneter Gedankenführung zu be-
scheinigen ist, sogar immer wieder auf-
gelockert mit Ausflügen in die saloppe 
Umgangssprache. Außenpolitik kommt 
nur sehr wenig vor. Das Schlusskapitel 
vergleicht die Verfassung von 1871 mit 
der der „Weimarer Republik“ von 1919 
und dem Bonner Grundgesetz in zu-
sammenfassender Würdigung. 

Schließlich werden noch strukturel-
le Parallelen zwischen dem Kaiserreich 
und dem heutigen „Staatenverbund“ 
der EU aufgezeigt, mit zentralen Ge-
sichtspunkten, die eine Reform der EU 
berücksichtigen sollte. Etwa: eine zu er-
strebende EU-Verfassung über die be-
stehenden Gemeinschaftsverträge hin-
aus; Deutschland darf nicht als Hege-
mon auftauchen, wie es Preußen im 
Kaiserreich gewesen ist; das Prinzip des 
demokratischen Föderalismus ist zu-
grunde zu legen, weshalb die Kommissi-
on in eine veritable Regierung umge-
wandelt werden muss, die dem Europäi-
schen Parlament verantwortlich ist, an-
ders als einst der Reichskanzler mit dem 
Annex seiner Reichsregierung in aus-
schließlicher Verantwortung dem Kai-
ser gegenüber.
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